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Bei der Erstellung von Bebauungsplänen sind folgende Brandschutzbelange zu beachten: 
 
 
1. Löschwasserversorgung 
 
In jedem Baugebiet und für jedes Gebäude muss ausreichend Löschwasser zur Verfügung stehen. Im 
Bebauungsplan ist die notwendige Löschwassermenge (nach dem DVGW-Arbeitsblatt W 405 | Febru-
ar 2008, in m³/h für 2 Stunden Löschzeit) anzugeben, die von der Gemeinde sichergestellt wird. Es ist 
zunächst festzustellen, inwieweit das Löschwasser aus offenen Gewässern, Brunnen, Behältern oder 
dem öffentlichen Trinkwassernetz entnommen werden kann. Den unerschöpflichen Entnahmemög-
lichkeiten außerhalb des Trinkwasserrohrnetzes kommt eine besondere Bedeutung zu.   
 
Der Mindestlöschbedarf richtet sich nach der Bebauungsdichte und der Brandausbreitungsgefahr: 
 
 

Baugebiet Bebauungsdichte Mindestbedarf [m³/h] 

 
      klein          mittel          groß 

WR, WA, WB, MI, MD, GE*) 
WR, WA, WB, MI, MD 
MK, GE*) 
MK, GE*) 
GI 

N bis 3, GFZ bis 0,7 
N über 3, GFZ bis 1,2 
N = 1, GFZ bis 1,0 
N über 1, GFZ bis 2,4 
BMZ bis 9,0 

       48            96            96 
       96            96          192 
       96            96          192 
       96          192          192 
       96          192          192  

 
Baugebiete: 
WR – Reines Wohngebiet, WA – Allgemeines Wohngebiet, WB – Besonderes Wohngebiet, MI – Mischgebiet, MD – Dorfge-
biet, GE – Gewerbegebiet, MK – Kerngebiet, GI – Industriegebiet. 
 
Bebauungsdichte: 
N – Zahl der Vollgeschosse, GFZ – Geschossflächenzahl, BMZ – Baumassenzahl 
 
Gefahr der Brandausbreitung: 
klein   = feuerbeständige, hochfeuerhemmende oder feuerhemmende Umfassungen und harte Bedachung 
mittel  = keine feuerbeständigen oder feuerhemmenden Umfassungen, jedoch harte Bedachung oder feuerbeständige oder 
             feuerhemmende Umfassung jedoch  weiche Bedachung  
groß   = keine feuerbeständigen oder feuerhemmenden Umfassungen, weiche Bedachung, Umfassung   
              aus ausgemauerten Holzfachwerk, Häufung von Feuerbrücken, stark behinderte Zugänglichkeit 

 
*) Nach der Industriebaurichtlinie (IndBauR) kann sich für einen Gewerbegebiet (GE) ein höherer 
Löschwasserbedarf als nach der o. a. Tabelle ergeben. 
 
Für Sonderbaugebiete (SO) ist die Löschwasserversorgung je nach Größe und Art der Objekte im 
Einzelfall festzulegen.  
Bei kleinen ländlichen Ansiedlungen von 2 bis 10 Anwesen und Wochenendhausgebieten ist der 
Löschwasserbedarf mit 48 m³/h anzusetzen.  
Der Löschbereich umfasst normalerweise sämtliche Löschwasserentnahmemöglichkeiten in einem 
Umkreis (Radius) von 300 m um das Brandobjekt. Diese Umkreisregelung gilt nicht für unüberwindba-
re Hindernisse (z. B. Bahntrassen, Schnellstraßen) hinweg.  
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2. Löschwasserrückhaltung 
 
Es ist damit zu rechnen, dass im Gewerbegebiet im Brandfall kontaminiertes Löschwasser in großen 
Mengen zurückgehalten bzw. aufgenommen werden muss. Wir empfehlen für die Löschwasserrück-
haltung, entsprechende Maßnahmen im betreffenden Baugebiet seitens der Gemeinde vorzusehen. 
 
Die Löschwasserrückhaltung kann z.B. in Kombination mit vorhandenen oder geplanten Abwasseran-
lagen (Regenrückhaltebecken, Regenklärbecken, Kanälen, etc.) erfolgen. Diese Rückhaltung könnte 
gleichzeitig als Löschwasserreservoire genutzt werden. Es hat sich hierbei bewährt, die einzelnen 
Planungsphasen in Absprache mit der Unteren Wasserbehörde und der Brandschutzdienststelle  
durchzuführen.  
 
 
3. Erschließungsstraßen 
 
Damit bei einem Brand die Rettung von Menschen und Tieren sowie wirksame Löscharbeiten möglich 
sind, müssen Zufahrtsstraßen vorhanden und die erforderliche Bewegungsfreiheit und Sicherheit für 
den Einsatz der Feuerlösch- und Rettungsgeräte gewährleistet sein. Zugänge und Zufahrten auf den 
Grundstücken und ggf. auch auf öffentlichen Flächen sind nach § 5 der Landesbauordnung (BauO 
NRW) bzw. nach DIN 14 090 zu planen.   
 
Stichwege, die länger als 50 m sind (§ 5 Abs. 1 BauO NRW), müssen mindestens Wendehämmer 
entsprechend Bild 57 der Richtlinie für die Anlage von Stadtstraßen (RaSt 06) mit einem Außen-
durchmesser von mind. 13 m in Baugebieten, in denen Gebäude mit Oberkante der Brüstung notwen-
diger Fenster oder anderer zum Anleiten bestimmter Stellen von weniger als 8 m gebaut werden dür-
fen, sonst 18 m erhalten. Die örtliche Ausstattung der Feuerwehr ist bei der Festlegung der Wendean-
lagen zu berücksichtigen. Bei Fahrbahnbreiten unter 5 m sind entsprechende Übergangsbereiche von 
11 m Länge vor dem Wendehammer vorzusehen. Derartige Wendehämmer ermöglichen der Feuer-
wehr das Wenden mit lediglich einer kurzen Rückwärtsfahrt. Kraftfahrzeuge dürfen hier nicht abge-
stellt werden.  
 

 

Beispiel eines Wendehammers nach Bild 57, RaST 06; Gehwege nicht dargestellt, Freihaltezone 1m 
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Es hat sich überwiegend als Vorteil erwiesen, wenn Fuß- und Radwege mind. 3 m breit und für die 
Einsatzfahrzeuge befahrbar hergestellt werden, um auf Wendehämmer verzichten zu können. 
 
4. Rettungsmaßnahmen 
 
Bei Gebäuden, bei denen die Oberkante der Brüstung notwendiger Fenster oder sonstiger zum Anlei-
tern bestimmter Stellen mehr als 8 m über dem Gelände liegt, müsste mindestens eine Außenwand 
mit notwendigen Fenstern oder den zum Anleitern bestimmten Stellen für Feuerwehrfahrzeuge (12 to 
Normfahrzeuge) auf einer befahrbaren Fläche erreichbar sein. Andernfalls könnte der zukünftige Bau-
herr verpflichtet werden, einen zweiten baulichen Rettungsweg (zweite Treppe) herzustellen.  
 
Die Einhaltung der im gültigen Brandschutzbedarfsplan der Gemeinde festgelegten Hilfsfrist, in der 
eine wirksame Hilfe durch die Feuerwehr eingeleitet werden kann, ist bei der Bauleitplanung zu über-
prüfen. Wird die Hilfsfrist in bestimmten Gebieten nicht eingehalten, so sind wegen der Wechselwir-
kung des Bau- und Brandschutzrechts ausgleichende Maßnahmen (z.B. bauliche Sicherstellung eines 
zweiten Rettungsweges, Einbau von Brandmelde- oder Löschanlagen) festzulegen. 
 
 
5. Umsetzung des Bebauungsplanes 
 
Die genannten Maßnahmen sind  in den Planungen bzw. in der konkreten Ausführung zu berücksich-
tigen. Insbesondere bei der Straßenbauplanung und Grünflächenplanung sind noch weitere Aspekte 
des Rettungs- und Löscheinsatzes zu beachten: 
 
Ein verkehrsberuhigter Bereich ist so auszuführen, dass er von Feuerwehrfahrzeugen ohne Schwie-
rigkeiten befahren werden kann. Es ist besonders zu beachten, dass verkehrsberuhigende Maßnah-
men, insbesondere Schwellen, Höcker, Aufpflasterungen, Einengungen oder auch zu breite Buchten, 
die zum Parken in zweiter Reihe anregen, den Einsatz von Feuerwehr und Rettungsdienst nicht be-
hindern, erschweren oder gar verhindern dürfen.  
 
Die öffentlichen Verkehrsflächen mit den dazugehörigen Einrichtungen (Straßenbeleuchtung, Parkflä-
chen) und die Grünflächen (insbesondere Bäume) sollten das Anleitern der Gebäude mit den Geräten 
der Feuerwehr nicht behindern.  
 
Sperrvorrichtungen (z.B. Sperrbalken, Ketten, Sperrpfosten) für Sackgassen, Aufstellflächen, Wende-
hammer oder um Durchfahrten durch Wohnstraßen oder Fuß- und Radwege zu verhindern sind zu-
lässig, wenn sie mit dem Überflurhydrantenschlüssel nach DIN 3223 (Dreikant) zu öffnen sind. 
 
Die Flächen für die Feuerwehr sind freizuhalten und zu kennzeichnen. Auf das Parkverbot auf diesen 
Flächen ist durch entsprechende Beschilderung hinzuweisen. 
 
 
6. Zusammenfassung 
 
Vorschlag für eine Formulierung in der Begründung des Bebauungsplanes: 
 
Unter Zugrundelegung der Technischen Regeln des DVGW-Arbeitsblattes W 405 wird für das Bauge-
biet eine Löschwassermenge von 48/96/192 m³/h für 2 Stunden zur Verfügung gestellt. Die Abstände 
zwischen den Hydranten richten sich nach dem DVGW-Arbeitsblatt W 331.  
Weitere Hinweise sind dem Merkblatt des Kreises Gütersloh „Brandschutz in der Bauleitplanung“ zu 
entnehmen: 
http://www.kreis-guetersloh.de/medien/bindata/Merkblatt_Brandschutz_in_Bauleitplanung.pdf  
 

http://www.kreis-guetersloh.de/medien/bindata/Merkblatt_Brandschutz_in_Bauleitplanung.pdf
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7. Ansprechpartner. Weitere Infos 
 
Für weitere Fragen stehen den Planern und Gemeinden zur Verfügung: 
 

 Die Brandschutzingenieure des Kreises Gütersloh:  
Sonja Mieloszyk - Tel.: 05241 / 85 2227, Email: Sonja.Mieloszyk@gt-net.de und  
Reinhard Stutz - Tel.: 05241 / 85 2228, Email: Reinhard.Stutz@gt-net.de;  

 
 Für die Stadt Gütersloh:  

Volker Kocinski-Schroer - Tel.: 05241 / 82 2005, Email: Volker.Kocinski-Schroer@gt-net.de  
 

 Für die Stadt Rheda-Wiedenbrück:  
Otto Bensiek - Tel.: 05242 / 90 21 213, Email: Otto.Bensiek@gt-net.de. 
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